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Amtlicher Theil. 


* I. Verfügungen und Bekanntmachungen des Landraths. 
1. Nachſtehend mache ich das Geſetz vom 22. Mai er., betreffend die Gewährung von Bei⸗ 


su — 
Hilfen an abſolut unterſtützungsbedürſtige, dauernd gänzlich er⸗ 
werbsunfähige Theilnehmer der Kriege von und vor 1870/71 mit den dazu er⸗ 


laſſenen Ausführunge⸗Beſtimmungen des Herrn Miniſters des Innern vom 15. Auguſt d. J. bekannt 
und erſuche die Herren Guts⸗ und Gemeinde-Boriteher, die bei ihnen auf Grund dieſes Geſetzes 


eingehenden Geſuche durch Vermittelung der Herren Amts⸗Vorſteher mir 
ſpäteſtens bis zum 14. d. M. einzureichen. 


Den Geſuchen müſſen beigefügt werden: 
Das Beſitzzeugniß über die Kriegs-Denkmünze, der Militairpaß und das 
Kreis⸗Phyſikats⸗Atteſt über dauernde gänzliche Erwerbsunfähigkeit. 


Die Herren Amts⸗Vorſteher erſuche ich um gleichzeltige Abgabe einer 


Aeußerung darüber, ob der Bewerber eine Invalldenpenſion oder entſprechende ſonſtige Zuwendungen 
bezieht, und ob er im Beſitze des Deutſchen Indigenats iſt, ſowie um Aeußerung über die Familien“, 
Vermögens», Erwerbs⸗Verhältniſſe und über die Führung des Bewerbers. (Beſitzt derſelbe unter⸗ 
ſtützungsfähige Verwandte und iſt derſelbe nach feiner Lebensführung der beabſichtigten 
Fürſorge würdig ?) 
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Es können nur ſolche Geſuche berückſichtigt werden, die den Vorausſetzungen des 
Geſetzes in allen Punkten entſprechen. 


Geſetz: 

Wir Wilhelm von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von Preußen c. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths und des Reichs⸗ 
tags, was folgt: 

Artikel J. 


Aus den Mitteln des Reichs⸗Invalidenfonds werden in Grenzen der Zinſen des für die 
Sicherſtellung feiner geſetzlichen Verwendungszwecke entbehrlichen Aktivbeſtandes vom 1. April 1895 
ab Beträge zur Verfügung geſtellt: 

1. behufs gnadenweiſer Bewilligung von Penſionszuſchüſſen für diejenigen Officiere, 
Militairrzte, Beamten und Mannſchaften des Deutſchen Heeres und der Kaiſerlichen 
Marine, welche in Folge einer im Kriege von 1870/71 erlittenen Verwundung oder 
ſonſtigen Dienſtbeſchädigung verhindert waren, an den weiteren Unternehmungen des 
Feldzuges theilzuneh men und dadurch ein zweites bei der Penſionirung zu der wirk⸗ 
lichen Dauer der Dienſtzeit zuzurechnendes Kriegsjahr zu erdienen; 

2. behufs theilweiſer Uebernahme der aus dem Dispoſitionsfonds des Kaiſers zu Gnaden⸗ 
bewilltgungen aller Art (Kapitel 68 Titel 1 der fortdauernden Ausgaben des Reichs⸗ 
haushalts⸗Etats) bisher bewilligten und fernerhin zu bewilligenden Unterſtützungen an 
nicht anerkannte Invaliden des Krieges von 1870/71; 

3. behufs Gewährung von Beihilfen an ſolche Perſonen des Unteroffizier und Mann⸗ 
ſchaftenſtandes des Heeres und der Marine, welche an dem Feldzuge von 1870/71 
oder an den von Deutſchen Staaten vor 1370 geführten Kriegen ehrenvollen Antheil 
genommen haben und ſich wegen dauernder gänzlicher Erwerbsunfähigkeit in unter⸗ 
ſtützungsbedürftiger Lage befinden. 

Artikel II. 

Für das Etatsjahr 1895/96 wird der Ausgabebedarf des Reichs-Invaltdenfonds: 

1. zu den Penſionszuſchüſſen (Artikel I 1) auf Einhunderttauſend Mark; 

2. zu den Unterſtützungen für nichtanerkannte Invaliden (Artikel I 2) auf Vierhundert⸗ 
tauſend Mark; 

3. zu den Beihilfen für bedürftige ehemalige Kriegstheilnehmer (Artikel J 3) auf eine 
Million und Achthunderttauſend Mark feſtgeſetzt. 

Für die ſpätere Zeit wüſſen die jeweils erforderlichen Bedarfsſummen auf den Reichs⸗ 
haus halts⸗Etat gebracht werden. 

Artikel II. 
Die Beihilfen (Artikel I 3) werden 95 folgenden Beſtimmungen bewilligt: 


Die Beihilfen betragen jährlich einhundertzwanzig Mark und werden monatlich im 
Voraus gezahlt. 
Dieſelben unterliegen nicht der Beſchlagnahme. 
8 2. 


Ausgeſchloſſen find: 
a. Perſonen, welche aus Reichs mitteln geſetzliche Invallden⸗Penſionen oder entſprechende 
ſonſtige Zuwendungen beziehen; 
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b. Perſonen, welche nach ihrer Lebensführung der beabſichtigten Fürſorge als unwürdig 
anzuſehen ſind; 
0. Perſonen, welche ſich nicht im Beſitze des Deutſchen Indigenats befinden. 
5 8 
Bei gleicher Anwartſchaft entſcheiden für den Vorzug in nachſtehender Relhenfolge in 
der Regel: 
A. Auszeichnung vor dem Feinde, 
b. die frühere Feldzugspertode, an welcher der Bewerber theilgenommen hat, 
c. das höhere Lebensalter. 
9 4. 
Die Zahlung der Beihilfen iſt einzuſtellen, ſobald eine der Vorausſetzungen weggefallen 
iſt, unter denen die Bewilligung ſtattgefunden hat. (Artikel I 3, III $ 2.) 


8 5. 

Oer jährlich feſtgeſetzte Ausgabebedarf wird nach dem im Artikel VI des Gefetzes vom 
8. Juli 1872 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 289) angegebenen Maßſtabe der militairiſchen Leiſtungen bezw. 
nach dem im Artikel 3 des Geſetzes vom 2. Juli 1873 (Reichs ⸗Geſetzbl. S. 185) bezeichneten 
a den Regierungen der einzelnen Bundesſtaaten zur geſetzmäßigen Verwendung 
überwieſen. 

Für Elſaß⸗Lothringen wird ein unter Berückſichtigung des thatſächlichen Bedarfs veran⸗ 
ſchlagter Betrag vorweg ausgeſondert. Elſaßlothringiſche Landesangehörige, welche im franzöſiſchen 
Heere den Feldzug von 1870/71 mitgemacht haben und in der Folge Deutſche geworden find, 
dürfen bei der Bemeſſung des Bedarfs gleichfalls in Betracht gezogen werden. 

Die künftig nöthigen Aenderungen des Vertheilungsmaßſtabes werden durch den Reichs⸗ 
haushalts⸗Etat getroffen. 

Artikel IV. 


Die Bewilligung der Penſionszuſchüſſe und Beihilfen (Artikel I 1 und 3) erfolgt unter 
Ausſchluß des Rechtsweges im Verwaltungs wege. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem Kalſerlichen 
Inſiegel. 
Gegeben Prökelwitz, den 22. Mai 1895. 
(L. S.) gez. Wilhelm. 
gez. Für ſt zu Hohenlohe. 


Ausführungsbeſtimmungen. 


Durch Artikel I 3 des Geſetzes vom 22. Mai cr. wegen Abänderung des Geſetzes vom 
23. Mai 1873, betreffend die Gründung und Verwaltung des Reichsinvalidenfonds (R.⸗G.⸗Bl. 
S. 237) find ſolchen Perſonen des Unteroffizier- und Mannſchaftenſtandes des Heeres und ber 
Marine, welche an dem Feldzuge 1870/71 oder an den von deutſchen Staaten vor 1870 geführten 


Kriegen ehrenvollen Antheil genommen haben und ſich wegen dauernder gänzlicher 
Erwerbsunfähigkeit in unterſtützungsbedürftiger Lage befinden, fortlaufende monatlich pränumerando 
zahlbare Beihilfen zugeſichert. Die Allerhöchſte Verordnung vom 13. d. M. beauftragt mich 
mit der Ausführung dieſer Geſetzes⸗Vorſchrift. Letztere wird durch Artikel III. a. a. O. näher 
erläutert. Nach 8 3 dieſes Artikels entſchelden bei gleicher Anwartſchaft — d. h. alſo bei Er⸗ 
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füllung der Bedingung der dauernden gänzlichen Erwerbsunfählgkeit und der abſoluten Unter⸗ 
ſtützungs⸗Bedürftigkeit — für den Vorzug zur Erlangung einer Beihilfe: 
in erſter Linie: Auszeichnung vor dem Feinde, 
in zweiter Linie: die frühere Feldzugsperſode, an welcher der Bewerber theil⸗ 
genommen hat, 
in dritter Linie: das höhere Lebensalter. 

Nach 8 2 des Artikels III. des Geſetzes find von der Thellnahmeberechtigung überhaupt 
ausgeſchloſſen: 

a. Perſonen, welche aus Reichsmitteln geſetzliche Invalidenpenſionen oder entſprechende 

ſonſtige Zuwendungen beziehen; 

b. Perſonen, welche nach ihrer Lebensführung der beabſichtigten Fürſorge als unwürdig 

anzuſehen ſind, und 

0. Perſonen, welche ſich nicht im Beſitze des deutſchen Indigenats befinden. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß alle diejenigen ehemaligen Soldaten mit in Betracht zu 
kommen haben und beim Zutreffen der Hilfsberürftigfeit unterſtützungsberechtigt find, welche den 
Krieg von 1866, wenn auch nicht im preußiſchen Heere, mitgemacht haben und gegenwärtig vie 
deutſche Reichsangehörigkeit beſitzen. 

Hiernach erſuche ich Ew. Hochwohlgeboren ergebenſt durch die Regierungs⸗Amtsblätter 
und — wo es koſtenfrei geſchehen kann — durch die Kreisblätter pp. ſowie geeigneten Falles 
durch Anſchlag auf die Vergünftigungen, welche das Geſetz vom 22. Mai cr. bietet, aufmerkſam 
machen und die Aufforderung ergehen zu laſſen, Bewerbungen um die in Ausſicht geſtellte Bei⸗ 


hilfe bei der Ortsbehürde (Gemeinde⸗Vorſtand, Gemeinde⸗Vorſteher, Guts⸗Vor⸗ 
ſteher) des Wohnortes (In Berlin bei dem Königlichen Polizei⸗Präſidenten) unter Anſchlußz der 
den Antrag begründenden Atteſte anzubringen. 


Die Ortsbehürden haben die eingehenden Geſuche, ſoweit fie die⸗ 


ſelben für begründet erachten und die dazu gehörigen Atteſte den Landräthen zu überreichen und 
zwar überall, wo zwiſchen den Ortsbehörden und dem Landrath, Amtsborſteher, Amtmänner, 
Bürgermeiſter oder Diſtrictscommiſſarlen ſtehen, durch deren Vermittelung. Letztere haben die 
überreichten Geſuche zu prüfen, für die etwa nöthige Vervollſtändigung der Atteſte möglichſt 
Sorge zu tragen und dem Landrathe gegenüber ſich zu den Anträgen ſchriftlich zu äußern. 

Ich mache hierbei darauf aufmerkſam, daß: 

1. Anträge von Perſonen, welche nicht dauernd gänzlich erwerbsunfähig (abſolut hilfs⸗ 
bedürftig), überhaupt nicht anzunehmen find, ebenſo wie folche, deren Berechtigung 
nach § 2 Artikel III. ausgeſchloſſen iſt, 

2. daß als „ehrenvoll“ gedient alle diejenigen vormaligen Soldaten zu gelten haben, 
welche während des Feldzuges ſich nicht des Plünderns, des Marodirens, der Ver⸗ 
gewaltigung oder der Feigheit und Fahnenflucht ſchuldig gemacht und dieſerhalb Strafe 
erlitten haben. 

Ueber die Frage: ob und an welchem Feldzuge ein Bewerber den von ihm behaupteten 
ehrenvollen Antheil genommen hat, werden, ſowett der Beweis nicht durch Zeugniſſe geführt 
wird, die Bezirkskommandos um Auskunft anzugehen ſein. 

Nach dieſen Grundsätzen wollen Ew. Hochwohlgeboren den Landräthen, Amts⸗Vorſtehern 
Amtmännern, Bürgermeiſtern, Diſtricts⸗Commiſſarlen und Ortsbehörden wegen Behandlung der 
eingehenden Geſuche Anweiſung ertheilen bezw. ertheilen laſſen. 
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Seitens der Landräthe find, ſoweit fie die Bewerbungen für begründet erachten und 
nach etwa nöthiger Vervollſtändigung derſelben, Nachweiſungen aufzuſtellen, deren erſte die An⸗ 
träge ehemaliger Soldaten (Unteroffiziere und Mannſchaften) zu enthalten hat, welche Aus⸗ 
zeichnungen vor dem Feinde erworben haben, unter der Angabe, in welchem Feldzuge dieſelben 
verdient worden iſt und deren zweite die, nach der Feldzugsperlode, an welchem die Bewerber 
770 haben, geordneten Bewerbungen aufführt, wobei als Reihenfolge der Feldzüge zu 
beachten iſt: 

. Diejenige von 1848 in Schleswig⸗Holſtein. 

. Der Kampf von 1848 im Großherzogthum Poſen. 

. Der 1849 Feldzug in Schleswig und Jüttland und derjenige deſſelben Jahres in der 
Pfalz und im Großherzogthum Baden. 

Das Gefecht vom 27. Juni 1849 zwiſchen der Beſatzung des Poſtdampfſchiffes 
„Preußiſcher Adler“ und der däniſchen Kriegsbrigg „St. Croix“. 

. Der im Jahre 1849 zur Unterdrückung des Aufſtandes im Königreich Sachſen ſtatt⸗ 
gefundene Kampf. 

. Der Feldzug von 1864 gegen Dänemark. 

. Derjenige von 1866 gegen Oeſterreich und Verbündete und 

„der deutſch⸗franzöſiſche Krieg von 1870/71 — cfr. auch Min.⸗Bl. für die Ver⸗ 
waltung des Innern 1883 S. 58 Nr. 13. 

In beiden Nachweiſungen find in Gemäßheit der Beſtimmung. zu 3 Art. III des Geſetzes 
die Bewerber nach dem Lebensalter aufzuführen. 

Berlin, den 15. Auguſt 1895. 

ee Nin ter des Innern. 
J. A. gez. Haaſe. 
An den Königlichen Regierungs⸗Präfident Herrn von Holwede, 
Hochwohlgeboren in Danzig. 
Danzig, den 3. September 1895. 
Der Landrath. 

Nachſtehend mache ich das Geſetz vom 13. Juni d. J., betreffend die Fürſorge für 
die Wittwen und Waiſen der Perſonen des Soldatenſtandes, des Reichsheeres und der 
Kaiſerlichen Marine mit den dazu erlaſſenen Ausführungs⸗Beſtimmungen vom 16. Juli d. J. 
und dem Muſter I bekannt und erſuche die Herren Amts⸗Vorſteher, die bei ihnen auf Grund 
dieſes Geſetzes eingehenden Geſuche mit der Nachweiſung nach Muſter I und den erforderlichen 
Unterlagen mir einzureichen: 

Ge ſe tz 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von Preußen 1c. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths und des Reichs⸗ 
tages, was folgt: 


9 HE. Der} a a) [SSR 2 — 


8 1. 

Die Wittwe und die hinterbliebenen ehelichen oder durch nachgefolgte Ehe legitimirten 
Kinder einer dem aktiven Heere oder der aktiven Marine angehörenden Perſon des Soldaten⸗ 
ſtandes vom Feldwebel abwärts, erhalten aus der Reichskaſſe Wittwen⸗ und Waiſengeld, wenn 
der Ehemann oder Vater nach Ablauf einer mindeſtens zehnjährigen Dienſtzeit verſtorben iſt. 

Iſt der Tod die Folge einer bei Ausübung des Dienſtes erlittenen Beſchädigung, ſo 
iſt Wittwen⸗ und Waiſengeld auch ſchon bei kürzerer als zehnjähriger Dienſtzeit und ſelbſt dann 
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zuſtändig, wenn der Ehemann oder Vater zur Zeit ſeines Todes dem aktiven Heere oder der 
aktiven Marine nicht mehr angehört hat, aber vor Ablauf von ſechs Jahren nach der Ent⸗ 
laſſung aus dem aktiven Dienſte verſtorben iſt (§ 38 des Reichs⸗Militairgeſetzes vom 2. Mai 1874.) 

Die Berechnung der Dienſtzeit, ſowie die Feſtſtellung einer Dienſtbeſchädigung erfolgt 
nach den bezüglichen Beſtimmungen des Militairpenſionsgeſetzes vom 27. Juni 1871 nebſt Ab: 
änderungen und Ergänzungen (SS 60 beziehungsweiſe 59 und 83 ebenda). 


a 


8 2. 

Das Wittwengeld beträgt 160 „/ jährlich, gleichviel welcher Charge der Ehemann 
zur Zeit ſeines Todes angehört, beziehungsweiſe ob und welche Penſion er bezogen hat. 

Das Waiſengeld für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit des Todes des Ehe— 
mannes zum Bezuge von Wittwengeld berechtigt war, beträgt 32 4 jährlich für jedes Kind; 
für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit des Todes des Ehemannes zum Bezuge 
von Wittwengeld nicht berechtigt war, 54 / jährlich für jedes Kind. 

Waiſengeld wird für Kinder, welche in Militair⸗Erziehungsanſtalten aufgenommen 
worden ſind, nur zu demjenigen Betrage gezahlt, bis zu welchem für das betreffende Kind 
Penſionsgeld oder Erziehungsbeitrag an die Anſtalt zu entrichten iſt. 


§ 3. 

Das Wittwen⸗ und Waiſengeld erhöht ſich für die Hinterbliebenen derjenigen Mann⸗ 
ſchaften vom Feldwebel abwärts, welchen eine mehr als zwölfjährige Dienſtzeit zur Seite ſteht, 
für jedes Jahr dieſer weiteren Dienſtzeit bis zum vollendeten vierzigſten Dienſtjahre um 6%/3 
Prozent der im § 2 beſtimmten Sätze. 

Die bei Berechnung der Monatsbeträge ſich ergebenden Bruchpfennige ſind auf volle 
Pfennige abzurunden. i 

War die Wittwe mehr als fünfzehn Jahre jünger als der Verſtorbene, jo wird das 
nach 5 2 und 3 berechnete Wittwengeld für jedes angefangene Jahr des Alterunterſchiedes 
über fünfzehn bis einſchließlich fünfundzwanzig Jahre um ½ö gekürzt. Auf den zu berechnen: 
den Betrag des Waiſengeldes ſind dieſe Kürzungen des Wittwengeldes ohne Einfluß. 

85. 

Stehen den Hinterbliebenen der unter dieſes Geſetz fallenden Mannſchaften nach 
anderweiter reichs⸗ oder landesrechtlicher Vorſchrift höhere Beträge aus der Reichskaſſe zu als 
die in den 88 2 und 3 dieſes Geſetzes beſtimmten, fo erhalten fie ausſchließlich jene höheren 
Beträge. Sind die nach anderweiter reichs⸗ oder landesrechtlicher Vorſchrift aus der Reichs⸗ 
kaſſe zuſtändigen Beträge gleich hoch, oder niedriger, als die in dieſem Geſetze beſtimmten, ſo 
erhalten fie ausſchließlich dieſe letzteren Beträge. 

Haben die Hinterbliebenen in Folge der Anſtellung ihres Ehemannes oder Vaters im 
Civildienſte des Reichs oder eines Bundesſtaates, oder im Kommunal oder Inſtitutendienſte 
ein Verſorgungsrecht erworben, ſo wird ihnen das nach Maßgabe dieſes Geſetzes zuſtändige 
Wittwen⸗ und Waiſengeld gleichwohl aus Militairfonds und nur der etwaige Mehrbetrag aus 
dem betreffenden Civilfonds gezahlt. 

8 6. 

Keinen Auſpruch auf Wittwengeld hat die Wittwe, wenn die Ehe mit dem Ver⸗ 
ſtorbenen innerhalb dreier Monate vor ſeinem Ableben geſchloſſen und die Eheſchließung zu 
dem Zweck erfolgt iſt, um der Wittwe den Bezug des Wittwengeldes zu verſchaffen. 
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Keinen Aunſpruch auf Wittwen⸗ und Waiſengeld haben die Wittwe und die hinter⸗ 
bliebenen Kinder aus ſolcher Ehe, welche erſt nach der Entlaſſung des Ehemannes oder Vaters 
aus dem aktiven Heeres⸗ oder Marinedienſte oder nach Feſtſtellung der Dienſtbeſchädigung des⸗ 
ſelben geſchloſſen iſt. 

Keinen Anſpruch auf Wittwen⸗ und Waiſengeld haben die Wittwe und die hinter⸗ 
bliebenen Kinder, wenn der Verſtorbene wegen Hochverraths, Landesverraths, Kriegsverraths 
oder Verraths militairiſcher Geheimniſſe zu ee rechtskräftig verurtheilt iſt. 


Die Zahlung des Wittwen⸗ und Waiſengeldes beginnt mit dem Ablauf der Gnaden⸗ 
zeit, ſoweit aber eine ſolche nicht beſteht, mit 180 auf den Todestag folgenden Tage. 


Das Wittwen⸗ und Waiſengeld wird monatlich im Voraus gezahlt. An wen die 
Zahlung gültig zu leiſten iſt, beſtimmt die oberſte Militairverwaltungsbehörde des Kontingents 
beziehungsweiſe der Staatsſekretair des Reichs⸗Marine⸗Amts, welche die Befugniß zu ſolcher 
Beſtimmung auf andere Behörden übertragen können. 

Nicht abgehobene Theilbeträge des Wittwen⸗ und Waiſengeldes verjähren binnen 
4 Jahren, vom Tage ihrer Fälligkeit an Bert, zum Vortheil der Reichskaſſe. 


Das Wittwen⸗ und Waiſengeld kann mit rechtlicher Wirkung weder abgetreten, noch 
verpfändet oder ſonſt übertragen werden. — 


Das Recht auf den Bezug des Wittwen- und Waiſengeldes erliſcht: 
1. für jeden Berechtigten mit dem Ablauf des Monats, in welchem er ſich ver⸗ 
heirathet oder ſtirbt; 
2. für jede Waiſe außerdem mit dem Ablaufe des Monats, in welchem ſie das 
achtzehnte Lebensjahr We 


Das Recht auf den Bezug des Wittwen⸗ und Waiſengeldes ruht, wenn der Berechtigte 
das deutſche Indigenat verliert, bis zur e Wiedererlangung desſelben. 
1 


Die Beſtimmung darüber, ob und welches Wittwen⸗ und Waiſengeld der Wittwe und 
den Waiſen auf Grund dieſes Geſetzes zuſteht, erfolgt durch die oberſte Militairverwaltungs⸗ 
behörde des Kontingents, beziehungsweiſe den Staatsſekretair des Reichs⸗Marine⸗Amts, welche die 
Befugniſſe zu ſolcher Beſtimmung auf die höhere Reichsbehörde übertragen können. 

8 13. 

Ueber die auf Grund dieſes Geſetzes erhobenen Rechtsanſprüche auf Wittwen⸗ und 
Waiſengeld findet der Rechtsweg mit denſelben Maßgaben ſtatt, welche für die gerichtliche 
Geltendmachung von Penſionsanſprüchen der hier in Betracht kommenden Militairperſonen 
vorgeſchrieben ſind. f 31 


Auf die Wittwen und Waiſen, der in Folge einer Kriegsdienſt⸗ 


beſchädigung (8 94 zu a bis c des Militairpenſionsgeſetzes) Verſtorbenen finden 
die Beſtimmungen dieſes Geſetzes keine Anwendung. 
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5 15. 
Vorſtehende Beſtimmungen kommen in Bayern nach Maßgabe des Bündnißvertrages 
vom 23. November 1870 (Bundes⸗Geſetzblatt 1871 S. 9) zur Anwendung. 
8 16. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1895 in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem Kaiſer⸗ 
lichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 13. Juni 1895. 
(L. S.) gez. Wilhelm. 


gez. Fürſt zu Hohenlohe. 
Beſtim mungen 


zur 
Ausführung des Geſetzes vom 13. Juni 1895, betreffend die Fürſorge für die Wittwen und 
Waiſen der Perſonen des Soldatenſtandes des Reichsheeres und der Kaiſerlichen Marine vom 
Feldwebel Re ©. 261/64): 
SE 

1. Das Geſetz bezieht ſich nicht bloß auf die Wittwen und Waiſen der dem Friedens 
ſtande angehörenden Perſonen des Soldatenſtandes vom Feldwebel abwärts, ſondern auch auf 
die Wittwen und Waiſen der aus dem Beurlaubtenſtande zum Dienſt einberufenen, ſowie der 
in Kriegszeiten bei Mobilmachungen oder ſonſtigen Verſtärkungen des Reichsheeres aufgebotenen 
oder freiwillig eingetretenen Mannſchaften. 

Ausgenommen find jedoch nach S 14 dieſes Geſetzes die Wittwen und Waiſen der der 
Feldarmee (8 94 des Militair⸗Penſionsgeſetzes vom 27. Juni 1871) angehörenden Perſonen des 
Soldatenſtandes vom Feldwebel abwärts in den Fällen, in welchen ein Anſpruch auf die in den 
98 95 und 96 a. a. O. vorgeſehenen Bewilligungen beſteht. 

2. Für die Feſtſtellung der Dienſtbeſchädigung ſind auch die Beſtimmungen der In⸗ 
ſtruktion vom 26. Juni 1877, betreffend das Verfahren bei Anmeldung und Prüfung der Ver⸗ 
ſorgungsanſprüche invalider Mannſchaften vom Feldwebel abwärts, ſowie der Dienſtanweiſung 
zur Beurtheilung der Militairdienſtfähigkeit und zur Ausſtellung von militairärztlichen Zeug: 
niſſen vom 1. Februar 1894 zu beachten. 

3. Der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen Tod und Dienſtbeſchädigung iſt durch ärzt⸗ 
liche Zeugniſſe nachzuweiſen oder durch andere geeignete Beweismittel zu erbringen. Die Unter⸗ 
ſchriften der zur Führung eines Dienſtſiegels nicht berechtigten Civilärzte bedürfen der amtlichen 
Beglaubigung unter Beidrückung des Amtsſtempels oder Siegels. 

4. Den rechtskräftig geſchiedenen Ehefrauen ſteht ein Anſpruch auf Wittwengeld nicht 
zu; dagegen haben die hinterbliebenen Kinder aus einer geſchiedenen Ehe Waiſengeld, und zwar 
nach dem Satze für Kinder deren leibliche Mutter nicht mehr lebt, ſelbſt dann zu beanſpruchen, 
wenn eine zum Empfange von Wittwengeld berechtigte Stiefmutter vorhanden iſt. 

Auf dieſes höhere Waiſengeld haben die Kinder, deren Wittwengeld berechtigte Mutter 
ſich wieder verheirathet hat, keinen Anſpruch. 

Nur die ehelichen leiblichen und die durch nachgefolgte Ehe legitimirten Kinder des 
Verſtorbenen haben Waiſengeld zu beanſpruchen. Außereheliche, Adoptiv-, Pflege: und Stief⸗ 
kinder des Verſtorbenen fallen nicht unter das Geſetz. 

Erſte Beilage. 


